
 

 

 

 

       Rechtsanwältin und Notarin Frauke Poppek, Markt 15, 24211 Preetz 

 

                     Informationen zum Erbrecht / Vorsorge 

       

                    P a t i e n t e n v e r f ü g u n g 

  

Die Patientenverfügung ist bislang aus dem Selbstbestimmungsrecht des Grundgesetzes abgeleitet 

worden. Nunmehr ist die Patientenverfügung spezialgesetzlich durch eine Änderung bzw. Ergänzung des 

Bürgerlichen Gesetzbuches geregelt worden. Die neuen Vorschriften sind mit Wirkung zum 01. September 

2009 in Kraft getreten. 

Nach der Definition in § 1901 a Abs. 1 BGB handelt es sich bei einer Patientenverfügung um folgendes: 

 

 " Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für den Fall seiner Einwilligungsunfähigkeit 

   schriftlich festgelegt, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht 

   unmittelbar bevorstehende Untersuchungen seines Gesundheitszustandes, Heilbe- 

   handlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt oder sie untersagt ( Patientenverfügung ), 

   prüft der Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle Lebens-und  

   Behandlungssituation zutreffen. Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des  

   Betreuten Ausdruck und Geltung zu verschaffen. " 

 

Sofern der Betroffene eine Vorsorgevollmacht erteilt hat, gelten die vorstehenden Regelungen für den 

Bevollmächtigten. 

 

Aufgabe des Arztes ist es, unter Beachtung des Selbstbestimmungsrechtes des Patienten dessen Leben zu 

erhalten, seine Gesundheit zu schützen und wiederherzustellen sowie Leiden zu lindern und Sterbenden 

bis zum Tod beizustehen. 

Jedem Menschen steht aber ein grundgesetzlich geschütztes Selbstbestimmungsrecht zu. Danach kann er 

allein entscheiden, ob er eine ärztliche Behandlung will oder nicht. Bei Missachtung macht sich der Arzt 

strafbar.  

 

In Notfallsituationen, in denen der Wille des Patienten ( mangels einer Patientenverfügung ) nicht bekannt 

ist und auch für die Ermittlung des mutmaßlichen Willens keine Zeit bleibt, ist die medizinisch indizierte 

Behandlung einzuleiten, die im Zweifel auf die Erhaltung des Lebens gerichtet ist.  

  

Eine Patientenverfügung ist eine individuelle, schriftliche Willenserklärung eines entscheidungsfähigen 

Menschen zur zukünftigen Behandlung oder Nichtbehandlung im Fall der eigenen 

Einwilligungsunfähigkeit. Sie sollte Angaben zu Art und Umfang der medizinischen Behandlung in 

bestimmten Situationen enthalten.  

 

Adressat der Verfügung ist nicht nur der zukünftig behandelnde Arzt, sondern jeder (z. B. Pflegepersonal), 

der an der Behandlung und Betreuung teilnimmt.  



  

 

 

 

Um Zweifel an der Bindungswirkung und an der Aktualität einer Patientenverfügung zu begegnen, sollten 

folgende Aspekte beachtet werden: 

 

- Die Patientenverfügung beschreibt den individuellen Willen des Verfügenden. Da der  

 verfügenden Person medizinische Fachkenntnisse für die Beschreibung eines bestimmten  

 Krankheitszustandes fehlen können, wird vor der Erstellung der Patientenverfügung ein  

 ärztliches Beratungsgespräch empfohlen. In dem Gespräch sollten die medizinischen Aspekte  

 geklärt und Krankheitsbilder erörtert werden. Der Patient kann so seine eigenen 

 Vorstellungen hinterfragen und sich mit einem Arzt beraten. 

 

- Die Patientenverfügung sollte mit Blick auf konkrete Situationen und Maßnahmen formuliert  

 werden. Möglicherweise kann ein Arzt des Vertrauens bei der Beschreibung des  

 Patientenwillens behilflich sein. Es sollte angegeben werden, ob die Patientenverfügung nur  

 dann zur Anwendung kommen soll, wenn der Sterbeprozeß bereits eingetreten ist, oder auch  

 dann, wenn zwar keine unmittelbar tödlich verlaufende Krankheit vorliegt, aber eine so  

 schwerwiegende Erkrankung ( z.B. Koma, Absterben der Gehirnzellen ), die ein bewusstes 

 Leben unmöglich macht. 

  

- Die Unterschrift auf der Patientenverfügung braucht nicht erneuert werden.  

  Nach dem gesetzlichen Regelung ist eine Aktualisierung durch Erneuerung der Unterschrift  

nicht notwendig . 

  Wenn die Patientenverfügung nicht befristet worden und auch nicht widerrufen worden ist, gilt  

  sie bis zum Tod bzw. bei der Zustimmung zu einer Organspende noch darrüberhinaus.   

 

- Die Patientenverfügung muss im Ernstfall auffindbar sein. Es empfiehlt sich, beispielsweise bei  

 dem Hausarzt, eine Kopie der Patientenverfügung zu hinterlegen, auf der vermerkt ist, bei wem  

 sich die Originalurkunde befindet. 

   

- In der Patientenverfügung sollte zudem eine Vertrauensperson benannt werden, mit der die  

 Patientenverfügung und der darin erklärte Wille besprochen wurde. Die benannte  

 Vertrauensperson sollte die Verfügung ebenfalls unterschreiben.  

 

- Zusätzlich zur Patientenverfügung sollte auch einer Person des Vertrauens eine Vorsorge-   

 vollmacht erteilt und diese ausdrücklich beauftragt und bevollmächtigt werden, dafür Sorge zu  

 tragen, dass die Patientenverfügung beachtet und durchgesetzt wird. 

 

- Die Verfügung sollte Hinweise auf weitere Erklärungen in Gesundheitsangelegenheiten 

  (z.B. Betreuungsverfügung) enthalten, soweit diese abgegeben wurde. 

 

 

 



 

 

 

Verbindlichkeit einer Patientenverfügung 

Patientenverfügungen sind nach geltendem Recht grundsätzlich verbindlich, soweit nicht rechtlich 

Verbotenes (z. B. eine aktive Sterbehilfe) verlangt wird. 

 

Der in einer Patientenverfügung geäußerte Wille des Patienten ist verbindlich; deshalb dürfen sich Ärzte 

nicht über die in einer Patientenverfügung enthaltenen Willensäußerungen eines Patienten hinwegsetzen. 

 

Gleichwohl können Situationen eintreten, die nicht konkret beschrieben sind oder sich nicht voraussagen 

lassen. Fehlinterpretationen von Patientenverfügungen lassen sich reduzieren, wenn eine bevollmächtigte 

Vertrauensperson ( Vorsorgevollmacht !! ) als Ansprechpartner für den Arzt oder für das Pflegepersonal 

zur Verfügung steht. Denn im weiteren Krankheitsverlauf kann eine Auseinandersetzung mit den zur 

Verfügung stehenden Behandlungsalternativen  

erforderlich sein und es können Bedenken hinzutreten, ob der in der Patientenverfügung geäußerte Wille 

und der aktuelle Wille des Patienten noch identisch sind. Solche Zweifel führen nicht zur Unbeachtlichkeit 

der gesamten Patientenverfügung, sondern sie bleibt insoweit verbindlich, wie sich daraus bestimmte 

Wertorientierungen des Patienten und der mutmaßliche Wille erkennen lassen, die für die Behandlung 

und den Umgang zu beachten  sind.  

Darüber hinaus können konkrete Anhaltspunkte und Willensäußerungen in der Patientenverfügung 

enthalten sein, die sich auf die spezifische Behandlungssituation beziehen und beachtlich sind oder die auf 

die vorliegende Situation übertragbar sind und insofern den mutmaßlichen Willen des Patienten 

widerspiegeln. 

Den mutmaßlichen Willen des Patienten zu erforschen bedeutet, nach bestem Wissen und Gewissen zu 

beurteilen, was der Patient für sich selbst in der Situation entscheiden würde, wenn er es könnte. Eine 

solche Beurteilung kann im Einzelfall gerade bei sehr schlechten und infausten Prognosen schwierig sein. 

Der in einer Vor-sorgevollmacht oder Patientenverfügung niedergelegte Wille kann eine entscheidende 

Hilfe sein. 

 

Weder die Autonomie noch die Gewissensfreiheit des Arztes berechtigen zu Eingriffen in die körperliche 

Integrität des Patienten oder deren Fortsetzung, die von dessen erklärter oder mutmaßlicher Einwilligung 

nicht oder nicht mehr getragen werden. Ein Arzt kann aber nicht zu einer seinem Gewissen 

widersprechenden Behandlung oder zu bestimmten Maßnahmen gezwungen werden. In einem solchem 

Fall sollte ein Arztwechsel vorgenommen werden. 

 

 

Kernpunkte des Gesetzes ( ab 01. September 2009 ) 

  

- Erklärung eines einwilligungsfähigen Volljährigen 

 

- schriftliche Form ( muss nicht eigenhändig und nicht notariell sein ) 

 

 

 



 

 

- Entscheidung über Einwilligung oder Nichteinwilligung in eine "bestimmte, 

  noch nicht unmittelbar bevorstehende ärztliche Maßnahme" 

 

 

- keine vorherige Beratungspflicht ( aber Beratung durch Arzt und Notar ist anzuraten ) 

 

 

- keine Pflicht zur Aktualisierung ( Unterschrift unter der Patientenverfügung muss nicht  

 wiederholt werden)  

 

 

- Beachtung in jedem Krankheitsstadium ( nicht nur im Sterbeprozess ) 

 

 

- Genehmigung des Betreuungsgerichtes nur erforderlich bei 

                 

      a) fehlendem Einvernehmen zwischen Betreuer/Bevollmächtigtem und Arzt 

     

      b)   konkreten Missbrauchsverdachtes eines Dritten 

 

 

Tipp !! 

Bereits existierende Patientenverfügungen sollten daraufhin überprüft werden, ob sie den 

Anforderungen des neuen Gesetzes ab dem 01. September 2009 entsprechen. 

Die Kosten für eine notarielle Patientenverfügung belaufen sich auf lediglich 26,00 Euro zzgl. MwSt und 

Auslagen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


